
Lärmsanierung der Eisenbahnen in der Schweiz 

F. FISCHER 
Bundesamt für Umwelt, Wald und Landschaft, Abteilung Lärmbekämpfung, CH-3003 Bern 

Zusammenfassung 
Rund 265‘000 Personen sind in der 
Schweiz übermässigem Eisenbahnlärm 
ausgesetzt. Zu ihrem Schutz soll in den 
nächsten Jahren ein umfassendes Kon- 
zept zur Lärmreduktion realisiert wer- 
den. Geplant sind in erster Linie Mass- 
nahmen am Rollmaterial, bauliche Ein- 
griffe auf dem Ausbreitungsweg und - 
als ultimo ratio - Schallschutzmassnah- 
men an den Gebäuden. Dank der Be- 
schaffung von leiserem Rollmaterial wird 
bereits in der ersten Realisierungsphase 
eine flächendeckende und spürbare Re- 
duktion der Lärmbelastung erzielt. 

Einleitung 
Gesetzliche Grundlage für die Begren- 
zung der Lärmimmissionen bilden das 
Umweltschutzgesetz (USG) und die 
Lärmschutz-Verordnung (LSV) als des- 
sen Ausführungsbestimmung. Aufgrund 
dieser Vorschriften sind bestehende 
Anlagen zwingend zu sanieren, sofern 
sie erheblich störende Lärmimmissionen 
verursachen. Damit soll die Bevölkerung 
vor lästigen und insbesondere auch vor 
schädlichen Lärmimmissionen geschützt 
werden. Die Einwirkungen gelten als 
schädlich oder lästig, wenn sie Perso- 
nen in ihrem Wohlbefinden erheblich 
stören. Als Mass zur Beurteilung dieses 
Kriteriums gilt der in der LSV festgelegte 
Immissionsgrenzwert (IGW). 
Nach den Vorschriften der LSV sind die 
Eisenbahnunternehmen verpflichtet, so- 
genannte Lärmbelastungskataster zu 
erstellen. Diese dienen zur Feststellung 
der Massnahmenpflicht sowie deren 
Dringlichkeit und bilden gleichzeitig die 
Grundlage zur Abschätzung der Kosten. 

Nachdem erste Teile des Lärmbela- 
stungskatasters unerwartet hohe Lärm- 
schutzkosten erwarten liessen, wurden 
das Departement des Innern (EDI), das 
Finanzdepartement (EFD), das damali- 
ge Verkehrs- und Energiedepartement 
(EVED) und die Bahnen beauftragt, 
Vorschläge für eine finanziell tragbare 
Lösung zu unterbreiten. 

Konzept 
Diese Arbeitsgruppe (IDA-E) empfahl 
dem Bundesrat eine Massnahmenvari- 
ante nach folgenden Grundsätzen: 
Möglichst alle Personen, die Eisen- 
bahnlärm über den Immissionsgrenz- 
werten ausgesetzt sind (nach aktueller 
Schätzung etwa 265000 Anwohner), 
sollen durch Massnahmen an der Quel- 
le, auf dem Lärmausbreitungsweg oder 
ersatzweise durch Massnahmen an den 
betroffenen Häusern (Schallschutzfen- 
ster) geschützt werden. 
Mindestens zwei Drittel der Iärmbela- 
steten Personen sind durch Massnah- 
men zu schützen, die den Lärm ausser- 
halb der Gebäude reduzieren. 
Die Sanierung des Rollmaterials als 
Massnahme an der Quelle ist Schall- 
schutzwänden (Massnahmen auf dem 
Ausbreitungsweg) vorzuziehen. 
Schallschutzfenster sollen nur als letzte 
Massnahme zur Anwendung kommen. 
Auf Massnahmen mit einem schlechten 
Kosten-Nutzen-Verhältnis ist zu ver- 
zichten. 
Aufbauend auf diesen Grundsätzen hat 
der Bundesrat in der Folge eine weitere 
Arbeitsgruppe (IDA-E2) beauftragt, kon- 
krete Sanierungsvorschläge und Mög- 
lichkeiten zur Finanzierung zu erarbei- 



ten. Die Ergebnisse dieser Arbeiten lie- 
gen in einem Bericht vor. Die enthalte- 
nen Vorschläge sind das Resultat einer 
günstigen Kombination von Massnah- 
men am Rollmaterial, Lärmschutzwän- 
den und Schallschutzfenstern. Im ein- 
zelnen sehen sie wie folgt aus: 
Rollmaterial: Aufgrund laufender For- 
schungs- und Entwicklungsarbeiten sind 
optimale, fahrzeugbezogene Massnah- 
men noch genau zu definieren. Das 
Bundesamt für Verkehr wird den Bah- 
nen fristgerecht entsprechende Vorga- 
ben machen. Zurzeit zeichnet sich als 
Lösung der Ersatz der Grauguss- 
Bremsklötze durch Kunststoff - 
Bremsklötze und der heute eingesetzten 
Räder durch sogenannte eigenspan- 
nungsarme Monoblocräder (Glockenrä- 
der) ab. 
Bauliche Massnahmen: Aus Platz- und 
Kostengründen kommen hier in der Re- 
gel nur Lärmschutzwände in Frage. Es 
ist vorgesehen, deren Höhe in der Regel 
auf 2 Meter ab der Schienenoberkante 
zu begrenzen. Beim Vorliegen besonde- 
rer Umstände soll diese Regelwandhöhe 
auf maximal 4 Meter erhöht werden 
können. Das Kosten-Nutzen-Verhältnis 
ist mit einem von den Bahnen speziell 
dazu entwickelten Index zu überprüfen. 
Zur Festsetzung der Dringlichkeit von 
baulichen Massnahmen wird das ge- 
samte Streckennetz in Realisierungs- 
einheiten aufgeteilt. Für jede dieser Ein- 
heiten erfolgt eine Berechnung der spe- 
zifischen Lärmbetroffenheit, woraus sich 
eine objektivierte Sanierungsdringlich- 
keit ergibt. 
Schallschutzfenster: Nach Realisierung 
der bisher aufgeführten Massnahmen 
verbleiben zirka 120‘000 Personen ohne 
ausreichenden Schutz vor Eisenbahn- 
lärm. Im Fall dieser Gruppe ist vorgese- 
hen, bereits bei überschrittenem Immis- 
sionsgrenzwert Schallschutzfenster ein- 
zubauen. 

Finanzierung 
Am 29. November 1998 haben die 
Stimmbürgerinnen und Stimmbürger mit 
ihrer Zustimmung zur FinöV-Vorlage 
<<Bau und Finanzierung der Infrastruktur 
des öffentlichen Verkehrs>) insgesamt 
2,3 Milliarden Franken als Kostendach 
für die konkrete Umsetzung des Mass- 
nahmenkonzepts zur Lärmreduktion 
bewilligt. Als Bestandteil des FinöV- 
Projekts ist damit die Finanzierung der 
Lärmsanierung bei den Eisenbahnen 
gewährleistet. 
Das Massnahmenkonzept als Ganzes 
soll bis spätestens 2015 umgesetzt sein. 
Durch die vorzeitige Sanierung des 
Rollmaterials bis zum Jahr 2009 wird 
erwartet, dass sich die Lärmbelastung 
bereits früher merkbar reduziert. 
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